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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

ein unseliges Verfahren findet heute seinen traurigen Abschluss, wenn Sie nicht Vernunft einkehren lassen. 

Begonnen hat alles damit, dass die Unterabteilung Schifffahrt im BMVBW die Pallas-Kommission drängte die Empfehlung Nr.24 in ihren Abschlussbericht aufzunehmen, obwohl die Seeunfalluntersuchung gar nicht zum Untersuchungsauftrag der Grobecker Kommission gehörte. Die Empfehlung Nr. 24 ist deckungsgleich mit einem entsprechenden Vermerk der Abteilung LS vom 20.06.1999.

Diese Empfehlung 24 musste dann als Legitimation dafür herhalten, dass das BMVBW das bestehende SeeUG über Bord warf und ein völlig unzureichendes neues Gesetz vorlegte.

Immer wieder wurde von Seiten der Regierung behauptet, von der EU ultimativ aufgefordert worden zu sein die entsprechende EU-Richtlinie umzusetzen, ansonsten drohe ein Vertragsverletzungsverfahren. Doch auf entsprechende parlamentarische Nachfragen hin, konnte die Regierung dies nicht beweisen.

Erst jetzt hat die Kommission einen sogenannten formal letter angekündigt. Wahrscheinlich hat das BMVBW jetzt lange genug darum gebeten.

Seit dem ersten Referentenentwurf vom Sommer 2000 laufen die Fachverbände gegen die Pläne des BMVBW Sturm. Die Ablehnungsfront ist beeindruckend groß: 

Bundesrat, Deutsche Schutzgemeinschaft Nordseeküste, Der deutsche nautische Verein, Verband der Schiffsingenieure, Verband der See- und Hafenlotsen, Bundeslotsenkammer, die Direktionen der Wasserschutzpolizei, Bundesgrenzschutz See, Deutscher Journalistenverband, Greenpeace, Verdi-Westküste, der Landtag Schleswig-Holstein, die Bürgerschaft in Bremen, Bündnis90/die Grünen LV Niedersachsen und noch mehr.

Selten wurde ein Gesetzesvorhaben so einhellig abgelehnt, wie der Regierungsentwurf zur Neufassung des SeeUG. 

Immer wieder werden von der SPD Berichterstatterin und von Vertretern des BMVBW Unwahrheiten verbreitet.

Seeämter

Die Regierung behauptet z.B. die Seeämter würden erhalten bleiben. Formal stimmt das auch. Aber wie würden Sie Ämter nennen, die nur noch ein Schild an der Wand haben und ansonsten keinerlei Personal? Die Seeämter sollen nämlich nur noch in Fällen von Patententzugsverfahren tätig werden und dies sind nur 10-15% der bisherigen Verfahren. Das Seeamt Kiel soll das einzige Seeamt mit Personal bleiben und dieses dann ggf. nach Bremerhaven oder Emden oder Rostock schicken. Deshalb werden seit 1999 in den Seeämtern freiwerdende Stellen auch nicht mehr besetzt. 

Auslandsuntersuchungen

In der öffentlichen Diskussion erwecken das Bundesverkehrsministerium und diesem folgend vor allem Sie, Frau Kollegin Faße den falschen Eindruck, Auslands-Seeunfälle könnten lediglich auf der Grundlage des Regierungsentwurfes, nicht jedoch auf der Grundlage des geltenden SeeUG untersucht werden. Richtig ist aber vielmehr folgendes:

a) Effektive Auslandsuntersuchungen sind nur im Zusammenwirken mit den ausländischen Behörden insbesondere auf der Grundlage des IMO-Codes möglich.

b) Die nach dem Regierungsentwurf geplante Bundesstelle arbeitet nicht auf der Grundlage des IMO-Codes, sondern auf der des Flugunfalluntersuchungsgesetzes mit anderen Staaten zusammen und kann einen Bevollmächtigten zur Teilnahme an der von einer ausländischen Behörde durchgeführten Untersuchung entsenden. Führt die ausländische Behörde keine Untersuchung durch, schließt die "Kann-Vorschrift" im Umkehrschluss selbst bei sehr schweren Seeunfällen Auslandsermittlungen der geplanten "Bundesstellen-Task Force" aus. 

Im übrigen führen die Seeämter natürlich bereits heute Auslandsuntersuchungen durch, wie z.B. der Abschlussbericht der Danish Maritime Athority und des Seeamtes Kiel zum Unfall der Prinz Richard eindrucksvoll belegt.

Dänischen Bericht hochhalten

"Culture of Blame"

Das geltende SeeUG kennt - anderes als vom Ministerium behauptet - weder eine "Bestrafung der Schuldigen" noch ein öffentliches "an den Pranger stellen" der Seeleute und bezweckt - wie vom IMO-Codes verlangt - weder die Klärung von Haftungsfragen noch die Zuweisung individueller Schuld.

Unter dem Begriff der "culture of blame" versteht das Ministerium allem Anschein nach die Feststellung des "fehlerhaften Verhaltens" (menschlichen Versagens) in den Untersuchungs- berichten (Sprüchen) der Seeämter sowie die Entscheidung über Patentangelegenheiten im gleichen Verfahren.   

Die vom Ministerium beabsichtigte Abschaffung der Feststellung fehlerhaften Verhaltens verstößt aber gegen die Anforderungen des IMO-Codes, der die Feststellung eines etwaigen fehlerhaften Verhaltens ebenso wie eines etwaigen technischen Versagens ausdrücklich verlangt. Nur so lassen sich alle Faktoren und Sicherheitsprobleme feststellen. Nur so kann man sicherheitsfördernde Maßnahmen erarbeiten. 

Im Spruch des Seeamtes Bremerhaven zu den Untersuchungen über den Tod eines Festmachers vom Dezember 2001 ist exemplarisch nachzulesen, das es schlechterdings unmöglich ist, die Ursachen eines Seeunfalls aufzuklären ohne dabei auf das fehlerhafte Verhalten von Personen aufzuzeigen.

Bremerhavener Spruch hochheben

Dieser Spruch zeigt auch, dass die Behauptungen von Seiten des Ministeriums, die Seeämter hätten bislang kaum Empfehlungen zur Unfallvermeidung abgegeben, falsch ist. 

Beispielhaft wird hier beschrieben, wie Unfälle ähnlicher Art künftig zu vermeiden sind.

Doch nicht nur die Unwahrheiten der Regierung sprechen gegen das geplante SUG. Viele weitere dort geplante Regelungen sind handwerklich schlecht gelöst oder inhaltlich untragbar.

Öffentlichkeit

Doch kommen wir nun zum schwerwiegendsten Vorwurf gegen das neue Gesetz: Die Regierung, die ansonsten so gern von Transparenz des Verwaltungshandelns spricht, will nach über 123 Jahren erfolgreichem öffentlichen Seeamtsverfahren in Zukunft die Öffentlichkeit von den Untersuchungen von Seeunfällen ausschließen.

Kaum ein behördliches Handeln genoß an der Küste so ein Vertrauen, wie die öffentliche Seeamtsverhandlung. Das läßt sich schon daran absehen, dass es seit Jahren zu so gut wie keinen Gerichtsverfahren gekommen ist. Das öffentliche Seeamtsverfahren hatte eine starke Befriedungsfunktion.

Auch in der DDR waren Seeunfalluntersuchungen öffentlich. 

Doch das Bundesverkehrsministerium scheut die Öffentlichkeit. Es ist wohl zu unangenehm wenn Bundesbeamte - wie bei der Pallas-Untersuchung - sich öffentlich rechtfertigen müssen. Bezeichnenderweise schweigen die Regierungsvertreter meist zu diesem Punkt oder sie versuchen sich damit herauszureden, dass eben diese Öffentlichkeit zu der angeblich international nicht akzeptierten „culture of blame“ gehöre, die es abzuschaffen gelte.

Doch wie vorhin ausgeführt, ist dies eine Chimäre, die vom BMVBW geschaffen wurde, um ihr Behördenschutzverfahren etablieren zu können. 

Die berufsständigen Organisationen der Schiffsingenieure und der Lotsen und viele Kapitäne, teilen jedenfalls nicht die vorgeschobenen Bedenken des BMVBW. 

Umsetzung des IMO-Codes und Unverständlichkeit des Regierungsentwurfes

Der Regierungsentwurf setzt den IMO-Code nur unzureichend und weitgehend auf der Grundlage von vergleichbaren Regelungen des Flugunfalluntersuchungsgesetzes um. Der Gesetzentwurf ist aus sich heraus völlig unverständlich, da dort fast nur mit Verweisen auf das Flugunfalluntersuchungsgsetz gearbeitet wird. Kein Nautiker wird noch in der Lage sein, dieses Gesetz durch eigenes Studium ausreichend verstehen zu können, das wird selbst Juristen sehr schwer fallen. 

Der Verfassungsgerichtshof Wien hat einmal ein Gesetz für verfasssungswidrig erklärt, weil es nur mit subtiler Sachkenntnis, außerordentlichen methodischen Fähigkeiten und einer gewissen Lust zum Lösen von Denksportaufgaben verstanden werden könne. 

Diese Urteil trifft auch auf den Regierungsentwurf zu, der insoweit meines Erachtens nicht dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot des Art. 20 Abs.3 GG entspricht.

Verfahrensrechte der Beteiligten

Die geplante Abschaffung der Verfahrensrechte der Beteiligten im Seeunfalluntersuchungsverfahren führt nicht zu besseren, sondern zu schlechteren Untersuchungsergebnissen. Betroffenen, deren Verhalten Gegenstand der Untersuchung ist, kann jeder Anwalt nur noch raten, von ihrem Aussageverweigerungsrecht Gebrauch zu machen. 

Die geplante Bundesstelle schließt ihre Untersuchung mit einem Bericht ab, der für die Betroffenen schnell zum Fluch werden kann. Juristen sprechen hier von einer incidenter Beschwer. Im Ergebnis werden Betroffene nämlich künftig gegen Berichte der neuen Bundesstelle nur mittels einer schwer durchzusetzenden Feststellungsklage vor dem Verwaltungsgericht vorgehen können.

Ich habe noch von niemandem gehört, dass das bei den Verfahrensrechten der Beteiligten dem geltenden SeeUG vergleichbare und allseits als vorbildlich anerkannte Untersuchungsverfahren der US-Coastguard zu schlechteren Untersuchungsergebnissen führt.

Bundesrat

Auch die SPD-geführten Küstenländer lehnen das Regierungsvorhaben energisch ab. Der Landtag von Schleswig-Holstein hat eine einstimmige Resolution verabschiedet. Diese Woche ist ein von allen Fraktion getragener Dringlichkeitsantrag in die bremische Bürgerschaft eingebracht worden. 

Am 22.11.2001 haben die fünf Küstenländer eine gemeinsame Empfehlung verabschiedet, die eine sogenannte Kleine Lösung vorsieht. Das bestehende SeeUG brauche nur an zwei Stellen geändert werden, um den internationalen Verpflichtungen nachzukommen. Meine Fraktion hat diesen Kompromißvorschlag begrüßt und sofort erklärt, dass wir unseren Gesetzentwurf im Interesse einer gemeinsamen Lösung zurückziehen würden, wenn die Regierung sich auch kompromißbereit zeigen würde. Doch leider zeigte sich das Regierungslager unbeeindruckt.

Reformbedarf

Es wäre jedoch falsch, im Falle der Realisierung der "kleinen Lösung" jeglichen aktuellen Reformbedarf zu verneinen. Deshalb steht heute auch der Gesetzentwurf der FDP zur Abstimmung. 

Wir halten unter anderem folgende Modifizierungen und Ergänzungen auf der Grundlage des bewährten und akzeptierten SeeUG für erforderlich:

(1) Die Vollständige Einarbeitung des IMO-Codes A.849(20) in das SeeUG.

(2) Die Einarbeitung von Datenschutzregelungen, die der Internationalität der Untersuchungen Rechnung tragen.

(3) Die getrennte Durchführung der Untersuchungsziele Seeunfalluntersuchung und Berechtigungsangelegenheiten.

(4) Die Abschaffung der Feststellung nicht unfallursächlichen fehlerhaften Verhaltens.

(5) Die Herstellung der funktionellen Unabhängigkeit der Seeämter und des Bundesoberseeamtes. Hierzu gehört die Bereitstellung der erforderlichen Personal- und Sachmittel. 

Für die Seeunfalluntersuchung sind im Haushaltsplan 2002    500.000,- Euro und für die Flugunfalluntersuchung 2.7 Mio. Euro vorgesehen. 

Zum Vergleich: Die britischen Untersuchungsbehörde hat einen Etat von 1.4 Mio. Pfund Sterling.

Unser Gesetzentwurf erhält die öffentliche Seeamtsuntersuchung, stärkt die Verfahrensrechte der Beteiligten und baut die Funktion und Unabhängigkeit der Seeämter und des Bundesoberseeamtes aus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

lassen Sie die Vernunft walten.

Lehnen Sie also den Regierungsentwurf ab und stimmen Sie unserem Gesetzentwurf zu.
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